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sezus Ihre Anfrage vom 24. April 2020

Sehr geehrter Herr Schröder,

mit E-Mail vom 24. April 2020 beantragten Sie u.a. auf der Grundlage desInforma-

tionsfreiheitsgesetzes (IFG) die folgende Information:

„Die Geschwindigkeit des Internets im Bundeskanzleramt.“

Auf Ihren Antrag ergehenfolgende Entscheidungen:

ıR Der Antrag wird abgelehnt.

2: Kosten werdennicht erhoben.
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Gründe:

l.

8 1 Abs. 1 IFG eröffnet jedermann gegenüber den Behörden des Bundeseinen

Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen nur, wenn und soweit keiner der

in 88 3 ff. IFG normierten Versagungsgründevorliegt.

Ihr Antrag wird versagt, da der Beantwortung die Versagungsgründe nach

$ 3Nr. 1c und $ 3 Nr. 2 IFG entgegenstehen. Demnachist ein Informationsan-

spruch ausgeschlossen, wenn das Bekanntwerden derInformation nachteilige

Auswirkungen auf Belangederinneren, äußeren und öffentlichen Sicherheit ha-

ben kann bzw.die öffentliche Sicherheit gefährden kann.

Dies ist vorliegend der Fall. Konkrete Angaben überdie im Bundeskanzleramt ein-

gesetzte Informations- und Kommunikationstechnologie könnten die Durchführung

von IT-Angriffen ermöglichen odererleichtern. Hierunterfallen insbesondere An-

gaben zu Herstellern, Produktbezeichnungen, Versionsständen, Einstellungen,

Leistungsdaten und solche, die typischerweise Netzplänen zu entnehmensind.

Dies gilt auch, wenndiese erst in Kombination mit weiteren Informationen tatsäch-

lich für IT-Angriffe genutzt werden könnten, da sonst Fragenaufgeteilt oder mit In-

formationen, die auf anderem Wegerlangt wurden, kombiniert werden könnten.

Der Einsatzzweckderin Frage stehenden Technik ist dabei unerheblich, denn

möglicherweise vorhandene Schwachstellen könnten als „Sprungbrett“ genutzt

werden, um weitere Systeme anzugreifen.

IN.

Gemäß 8 10 Abs. 1 und Abs. 3 IFG in Verbindung mit der Informationsgebühren-

verordnungfallen keine Kosten an.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegendiesen Bescheid könnenSie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe

Widerspruch erheben. Der Widerspruchist schriftlich oder zur Niederschrift beim

Bundeskanzleramt, Willy-Brandt-Str. 1, 10557 Berlin, einzulegen. Ich weise darauf

hin, dass für die vollständige oderteilweise Zurückweisung eines Widerspruchs

Kosten in Höhe von mindestens 30,00 Euro anfallen.
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